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Einleitung

„Das Recht der Oppositionen“ – diese titelgebende Genitivkonstruktion birgt in 
ihren Bedeutungselementen das mehrwertige Spektrum von Recht und politischer 
Opposition. Bereits aus der grammatikalischen Konstruktion erwächst eine span-
nungsvolle zentripetale Doppelbewegung: Einerseits haben Oppositionen in dieser 
Form ein Recht, es geht also um die Rechte von Oppositionen. Andererseits sind 
Oppositionen ein Recht, das heißt, es ist gleichermaßen die Berechtigung von Op-
positionen und ihr telos aufgerufen. Diese Ambivalenz wird ergänzt durch den Plu-
ral, der zwar defi nitiv den Blick auf eine Oppositionsmehrzahl erzwingt, der hin-
sichtlich seines Bedeutungsgehalts aber offen lässt, ob Oppositionen als die Plura-
lität mehrerer Akteure und/oder mehrerer Handlungen zu verstehen sind.

Innerhalb dieses grammatikalischen Spannungsverhältnisses, das sich als Grund-
anlage gleichermaßen in klassischen Werken der Philosophie1 und politischen 
Theo rie2 wie in zeitgenössischen Romantiteln3 wiederfi ndet, ist eine wissenschaft-
liche Zielvorstellung determinierend angelegt: „das Begriffszerlegende und Be-
griffsbeziehungen Herstellende wird seiner Normativität inne.“4 Gerade diese Wir-
kungen für politische Oppositionen verfassungsrechtlich zu explizieren,  ist Ge-
genstand und Ziel der folgenden Untersuchung.

Mit dieser Zielvorgabe soll sich die Arbeit ihren Untersuchungsgegenstand in 
drei Abschnitten erschließen. Zunächst nähert sich dazu das erste Kapitel der poli-
tischen Opposition als Forschungsgegenstand an, indem das politische Phänomen 
bzw. unterschiedliche typologisierte Erscheinungsformen von Opposition als 
praktischer Gegenstand der und Bezugspunkt für Oppositionswahrnehmungen 
skizziert werden (§  1). Danach gilt es dann, den spezifi schen Umgang mit Opposi-
tion in der Wissenschaft – also: Opposition als Wissenschaftsobjekt – zu untersu-
chen, um zum einen die unterschiedlichen Oppositionskonstruktionen und fach-
spezifi schen Bedeutungszuschreibungen als Grundlage für eine begriffl iche Fun-
dierung zu eröffnen und andererseits die Flexibilität im Umgang mit und in der 
Wahrnehmung von politischer Opposition herauszustellen (§  2).

1 Vgl. exemplarisch Kant, Kritik der reinen Vernunft; Horkheimer/Adorno, Dialektik der 
Aufklärung; Cavell, Der Anspruch der Vernunft; Rorty, Der Spiegel der Natur.

2 Vgl. exemplarisch Rancière, Der Hass der Demokratie; Derrida, Politik der Freundschaft; 
Maus, Zur Aufklärung der Demokratietheorie.

3 Vgl. exemplarisch Glavinic, Die Arbeit der Nacht; ders., Das Leben der Wünsche.
4 Dath/Kirchner, Der Implex, S.  580.
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Im zweiten Kapitel wird im Anschluss an die generelle Verortung von Opposi-
tion als signifi kantes Phänomen politischer Prozesse und als gewichtiger Gegen-
stand wissenschaftlicher Forschung die spezifi sch rechtliche Bedeutung des Oppo-
sitionsbegriffs untersucht. Dies mündet in den Fragen, ob und inwieweit „Opposi-
tion“ als Rechtsbegriff (§  3) und als Verfassungsbegriff (§  4) gekennzeichnet werden 
kann. Dabei wird insbesondere für den bedeutsamsten rechtlichen Rahmen des po-
litischen Prozesses, das Verfassungsrecht, die bereichsspezifi sche Konstruktion 
von Opposition anhand des Verfassungsbegriffs der Opposition aufgezeigt. Dies 
geschieht in Auseinandersetzung mit expliziten Oppositionsverfassungsbestim-
mungen, der Begriffshandhabe durch die Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts sowie einer Analyse der demokratieprinzipiellen Tiefenstruktur des 
Grundgesetzes.

Sodann widmet sich das dritte Kapitel der verfassungsrechtlichen Entfaltung ei-
ner multidimensionalen Oppositionswahrnehmung, die als Pluralisierung in Op-
positionen erscheint. In verfassungsrechtsdogmatischer Hinsicht wird dazu im 
Einzelnen aufgezeigt, dass die Oppositionswahrnehmung vielgestaltigen, in ihrer 
Komplexität die bisherige Dogmatik zumindest partiell überlastenden Herausfor-
derungen ausgesetzt ist und sich in allen Sektoren parlamentsinterner, parlaments-
externer und außerparlamentarischer Oppositionen niederschlägt (§  5). Dieses 
breite und vielschichtige Panorama verfassungsrechtsdogmatischer Oppositions-
akteure und -potentiale verlangt nach einer Wahrnehmung von Oppositionen als 
Pluralität des Opponierens. Dabei lässt sich zwar ein oppositionsbezogener Frei-
heitsstatus und eine Verfaltung von Oppositionen als Disposition einer prozedu-
ral-pluralisierten Oppositionswahrnehmung verfassungsrechtsdogmatisch ausma-
chen, allerdings verbleibt ein normativer Refl exionsbedarf bezüglich der mit einer 
Einschreibung von politischen Oppositionen in das Verfassungsrecht verfolgten 
Konzeption. Dies verweist sodann auf eine verfassungstheoretisch zur adäquaten 
verfassungsrechtlichen Bewältigung perspektivisch gebotene Konzeption und 
Komposition von Oppositionen als prozeduralisierte und pluralisierte Elemente 
des Verfassungsrechts, die insbesondere deren verfassungstheoretische Legitimati-
onsbedeutung sowie den Charakter als Verfassungserwartung hervorhebt und in 
der Grundlegung einer Verfassungstheorie der Oppositionen mündet (§  6).

Im Anschluss an eine thesenförmige Zusammenfassung richtet sich abschließend 
der Ausblick auf aktuelle Herausforderungen, die im Lichte der skizzierten Verfas-
sungsrechtsdogmatik und Verfassungstheorie der Oppositionen zu begreifen sind 
und denen verfassungsrechtlich entsprechend oppositionssensibilisiert begegnet 
werden kann.



Erstes Kapitel

Politische Opposition als Forschungsgegenstand

„Opposition“ wurde als Begriff in der deutschen Sprache im Zuge des Humanis-
mus etabliert und ist als solcher seit dem 16. Jahrhundert nachweisbar.1 Das Fremd-
wort führt sich auf die lateinische Substantivierung „oppositio“ des Verbs „oppo-
nere“ zurück und bedeutet wörtlich Gegenüberstellung, Entgegensetzung, Wider-
spruch.2 Der lateinische Ursprung ist indes für die begriffl iche Konturierung im 
verfassungsrechtlich-politischen Kontext nur wenig aussagekräftig, da „opponere“ 
in der politischen Sprache Roms nicht als Topos präsent war.3 Auch in der spezi-
fi sch deutschen Begriffsrezeption ist der Begriff der Opposition ausweislich lexika-
lischer Darstellungen bis zum Ende des 18. Jahrhunderts vornehmlich als Fachbe-
griff der Logik4, der Rhetorik5 oder der Astronomie6 ausgewiesen.7 Diese Bedeu-
tungsebenen sind dem Oppositionsbegriff erhalten geblieben und dementsprechend 
existiert bis in die Gegenwart ein je nach wissenschaftlichem Kontext variierendes 
Begriffsverständnis: In der Linguistik werden distinktive Verhältnisse von sprach-
lichen Einheiten als Opposition bezeichnet, wobei im Einzelnen relational zwi-
schen phonologischer, morphologischer, grafi scher und lexematischer Opposition 

1 Rosenfeld, in: Maurer/Stroh/Rupp, Deutsche Wortgeschichte, Bd. 1, S.  399 (417); Jäger, in: 
Brunner/Conze/Koselleck, Geschichtliche Grundbegriffe, Bd. 4, S.  469 (471); Euchner, in: ders., 
Politische Opposition in Deutschland und im internationalen Vergleich, S.  7 (8); Helms, Politische 
Opposition, S.  10.

2 Billing/Schiller, in: Görres-Gesellschaft, Staatslexikon, Bd. 10, Sp.  779; Stern, Das Staats-
recht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. I, S.  1038; Bode, Ursprung und Begriff der parlamen-
tarischen Opposition, S.  7; Grube, Die Stellung der Opposition im Strukturwandel des Parlamen-
tarismus, S.  1; Zirker, Die staatsrechtliche Stellung der Opposition nach dem Grundgesetz, S.  4; 
Haberland, Die verfassungsrechtliche Bedeutung der Opposition nach dem Grundgesetz, S.  14; 
Vulpius, Die Allparteienregierung, S.  191 f.; Mundil, Die Opposition, S.  15.

3 Vgl. die detaillierte Analyse von Hellegouarc‘h, Le vocabulaire latin des relation et des partis 
politiques sous la république, passim, die den Begriff nicht erwähnt; ferner Jäger, in: Brunner/
Conze/Koselleck, Geschichtliche Grundbegriffe, Bd. 4, S.  469 (472).

4 Vgl. Zedler, Grosses vollständiges Universallexicon aller Wissenschafften und Künste, 
Bd. 25, Sp.  1697: „Opposition, Oppositio, heisset in der Logic so viel als die Entgegensetzung; es 
kan aber entweder ein Wort dem anderen oder aber ein Satz dem anderen entgegen gesetzet wer-
den.“ [Hervorhebung im Original].

5 Zedler, Grosses vollständiges Universallexicon aller Wissenschafften und Künste, Bd. 25, 
Sp.  1698: „Opposition, ist bei den Rednern so viel als Ocupation, da ein Argument wider die Sa-
che, von der die Rede handelt, vorgebracht wird und der Redner so fort darauf antwortet.“

6 Jablonski, Allgemeines Lexicon der Künste und Wissenschafften, S.  514: „In der sternkunde, 
der stand zweier planeten, wenn sie 180° von einander, also gerad einander gegenüber thier kreis 
stehen.“

7 Jäger, in: Brunner/Conze/Koselleck, Geschichtliche Grundbegriffe, Bd. 4, S.  469 (471).
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differenziert wird.8 Die Astronomie erfasst als Opposition solche Konstellationen, 
in denen von der Erde aus gesehen die Sonne gegenüber dem Mond oder gegenüber 
anderen Planeten einen ekliptikalen Längenunterschied von 180° aufweist.9 Anato-
misch wird als Opposition die Fähigkeit des Daumens oder der ersten Zehe ver-
standen, den jeweils anderen Fingern oder Zehen gegenüber zu stehen.10 Zudem 
stellt Opposition eine rhetorische Figur dar, die mittels einer Antithese durch Ge-
genüberstellung die Argumentation verbreitert (amplifi catio).11

Rechtliche Relevanz kommt dem Oppositionsbegriff demgegenüber vornehm-
lich in politischem Kontext zu, weshalb in der folgenden Untersuchung durchweg 
von der politischen Opposition die Rede ist. Eine erste explizite Begriffsverwen-
dung in diesem Sinne, die breitere Rezeption erfahren hat, fi ndet sich im Rahmen 
von Auseinandersetzungen mit den Interzessionsrechten der römischen Tribunen 
durch Jean Bodin.12 Ihre eigentlichen inhaltlichen Konturen hat die politische Op-
positionsbegriffl ichkeit in der deutschen Sprache indes erst seit dem Ende des 
18.  Jahrhunderts durch englische und französische Einfl üsse gewonnen.13 Begriffs-
prägend waren insbesondere die Entwicklungen des britischen Parlamentarismus 
mit der politischen Ausbildung einer parlamentarischen Opposition sowie den ers-
ten Grundlegungen einer politischen Theorie der Opposition durch Lord Henry St. 
John Bolingbroke.14 Der politikwissenschaftliche, juristische und geschichtswis-

8 Pompino-Marschall, in: Glück, Metzlers Lexikon Sprache, Art. Opposition, S.  459 f.; Bün-
ting, Einführung in die Linguistik, S.  97 u. 83 ff.; vgl. grundlegend Trubetzkoy, Grundzüge der 
Phonologie, S.  60 ff.; de Saussure, Grundfragen der allgemeinen Sprachwissenschaft, S.  144 ff.; Ti-
tzmann, in: Posner/Robering/Sebeok, Semiotik, Teilband 3, S.  3028 (3051).

9 Bennett/Donahue/N. Schneider/Voit, Astronomie, S.  129; Hanslmeier, Einführung in Ast-
ronomie und Astrophysik, S.  61; Herrmann, dtv-Atlas Astronomie, S.  57.

10 Vgl. Reichert, Anatomie in vivo, Bd. 1, S.  76; Kapandji, Funktionelle Anatomie der Gelenke, 
S.  248.

11 Titzmann, in: Posner/Robering/Sebeok, Semiotik, Teilband 3, S.  3028 (3051).
Vgl. als Beispiel möglicher Verbindungen der Oppositionsbegriffe Barthes, Über mich selbst, 

S.  151: „Als Figur der Opposition, die aufgebrachte Form des Binarismus, ist die Antithese eben 
das Schauspiel von Sinn.“. Dazu Schabacher, Topik der Referenz, S.  227 f.

12 Bodin, Les six livres de la République, S.  459; de Jouvenel, Government and Opposition 1 
(1966), S.  155 (159 f.); Euchner, in: ders., Politische Opposition in Deutschland und im internatio-
nalen Vergleich, S.  7 (8); Jäger, in: Brunner/Conze/Koselleck, Geschichtliche Grundbegriffe, 
Bd. 4, S.  469 (472); Helms, Politische Opposition, S.  10. Die Befugnisse der Tribunen ebenfalls als 
Opposition analysierend Ionescu/de Madariaga, Die Opposition, S.  17 f.

Die Rezeption antiker politischer Strukturen nach Maßgabe eines später etablierten Oppositi-
onsbegriffs lässt sich seitdem häufi ger nachweisen, vgl. exemplarisch Mommsen, Römische Ge-
schichte, Bd. 2, S.  309 (= Bd. I, S.  783 der Originalausgabe); ders., Römische Geschichte, Bd. 4, 
S.  193 (= Bd. III, S.  198 der Originalausgabe), für die Parteienkämpfe in der späten römischen Re-
publik.

13 Basler, in: Schulz/ders., Deutsches Fremdwörterbuch, Bd. 2, S.  255; Tschirch, Geschichte der 
deutschen Sprache, Bd. 2, S.  274; Jäger, in: Brunner/Conze/Koselleck, Geschichtliche Grundbe-
griffe, Bd. 4, S.  469 (471).

Vgl. zur Begriffsgeschichte im angelsächsischen Sprachraum Bode, Ursprung und Begriff der 
parlamentarischen Opposition, S.  7, m. w. N.

14 Vgl. Bolingbroke, in: ders, Letters, S.  9 (58 ff.). Zu dieser Entwicklung eingehend Kluxen, 
Geschichte und Problematik des Parlamentarismus, S.  101 ff.; ders., Das Problem der politischen 
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senschaftliche Begriff der politischen Opposition referiert verbreitet deshalb expli-
zit oder implizit auf ein institutionelles Oppositionsverständnis der westlichen 
Verfassungsstaaten: Bezugspunkt ist eine politische Erscheinungsform innerhalb 
des modernen Parlamentarismus, welche sich dadurch auszeichnet, die Regierung 
zu kritisieren, zu kontrollieren und eine Machtwechselalternative darzustellen.15 
Bestrebungen, diese institutionelle Bedeutung der politischen Opposition nicht 
durch ein Fremdwort, sondern durch das deutsche Wort „Obstand“ zu ersetzen, 
konnten sich nicht durchsetzen.16 Allerdings darf trotz dieses verbreiteten Fokus 
auf institutionelle Opposition nicht außer Acht gelassen werden, dass der Opposi-
tionsbegriff im Sprachgebrauch nicht starr auf diese institutionelle Bedeutungsebe-
ne verengt werden kann. Vielmehr erfasst er auch generalisierender eine Vielzahl 
sozialer Verhaltensweisen, in welchen Gegensätze oder Widerstand zum Ausdruck 
gebracht werden, so dass eine zweite Bedeutungsebene in Form verhaltensbezoge-
ner Opposition, verstanden als Aktionen der Gegnerschaft politischer Akteure, 
erschlossen werden kann.17 Im programmatischen Anspruch für eine Auseinander-
setzung mit politischer Opposition kann deshalb Wolfgang Jäger nur zugestimmt 
werden, wenn dieser seinen Forschungsansatz als das Anliegen umreißt, „die Dop-
pelschichtigkeit des heutigen Oppositionsbegriffs in ihrer Entwicklung aufzeigen“ 
zu wollen und „den Gang der institutionellen Spezifi zierung des Oppositionsbe-
griffs sprachgeschichtlich nachzuzeichnen, ohne das Fortleben des diffusen Oppo-
sitionsbegriffs aus dem Auge zu verlieren.“18

Es geht übertragen auf die vorliegende Untersuchung also zuallererst darum, für 
den rechtswissenschaftlichen Diskurs eine Grundlegung zu entwickeln, die beiden 
Bedeutungsebenen des Oppositionsbegriffs Rechnung zu tragen vermag und diese 
gerade in deren spannungsvollem Verhältnis zu rekonstruieren anhält. In Verfol-
gung dieses Zwecks sollen im ersten Kapitel zunächst das politische Phänomen 
bzw. unterschiedliche typologisierte Erscheinungsformen von Opposition als 
praktischer Gegenstand der und Bezugspunkt für Oppositionswahrnehmungen 

Opposition, S.  150 ff.; Realey, The Early Opposition to Sir Robert Walpole, S.  105 ff.; Foord, His 
Majesty’s Opposition 1714–1830, passim; Jäger, Politische Partei und parlamentarische Oppositi-
on, S.  52 ff.; ders., in: Brunner/Conze/Koselleck, Geschichtliche Grundbegriffe, Bd. 4, S.  469 
(474 ff.); Bode, Ursprung und Begriff der parlamentarischen Opposition, S.  61 ff.; Euchner, in: 
ders., Politische Opposition in Deutschland und im internationalen Vergleich, S.  7 (8 ff.); H.-P. 
Schneider, Die parlamentarische Opposition im Verfassungsrecht der Bundesrepublik Deutsch-
land, S.  47 ff.; Haberland, Die verfassungsrechtliche Bedeutung der Opposition nach dem Grund-
gesetz, S.  14 f.; Pietzner, in: Kunst/Grundmann/Herzog/u. a., Evangelisches Staatslexikon, Bd. II, 
Sp.  2327 (2328).

15 Jäger, in: Brunner/Conze/Koselleck, Geschichtliche Grundbegriffe, Bd. 4, S.  469.
16 Vgl. aber in diesem Sinne Campe, Wörterbuch zur Erklärung und Verdeutschung der unse-

rer Sprache aufgedrungenen fremden Ausdrücke, S.  448: „Opposition, heißt im allgemeinen, 
theils die Entgegensetzung, theils die Widerlegung, theils der Gegensatz und der Widerstand. Es 
bedeutet aber auch im staatswissenschaftlichen Sinne insonderheit die Gegenpartei, oder alle Die-
jenigen zusammengenommen, welche der herrschenden Partei, oder der Regierung entgegenar-
beiten; und hier könnte man das Wort wol füglich durch Obstand verdeutschen.“

17 Jäger, in: Brunner/Conze/Koselleck, Geschichtliche Grundbegriffe, Bd. 4, S.  469 f.
18 Jäger, in: Brunner/Conze/Koselleck, Geschichtliche Grundbegriffe, Bd. 4, S.  469 (470).


